
 

 
 
1. Inhalt der Übergangsversorgung / Verweigerungsrecht des Übergangsversorgers 
1.1. Der Übergangsversorger als zuständiger Grundversorger übernimmt auf Grundlage einer 

gesonderten Vereinbarung mit dem Netzbetreiber Stadtwerke Bernau GmbH in dem 

Netzgebiet des Netzbetreibers die Aufgabe der Übergangsversorgung (vgl. § 38a EnWG). Die 

Übergangsversorgung dient der übergangsweisen Belieferung von Letztverbrauchern, die in 

Mi+elspannung Energie beziehen, ohne dass die Energie dem Bilanzkreis eines Lieferanten 

zugeordnet werden kann. Mit der Übergangsversorgung soll eine Versorgungsunterbrechung 

verhindert werden. 

1.2. Der Übergangsversorger ist verpflichtet, Kunden i. S. v. Ziffer 1.1 übergangsweise zu beliefern.  
Der Übergangsversorger wird dem Kunden den Beginn der Übergangsversorgung mi+eilen und 

eine Zusammenstellung der wesentlichen Bedingungen der Übergangsversorgung zur 

Verfügung stellen (Begrüßungsschreiben). 

1.3. Die Pflicht nach Ziffer 1.2 besteht nicht, wenn dem Übergangsversorger die Belieferung eines 

Kunden aus wirtscha6lichen Gründen, die insbesondere in der Zahlungsfähigkeit des Kunden 

liegen können, unzumutbar ist.   

 

2. Durchführung der Lieferung 
2.1. Der Übergangsversorger verpflichtet sich, dem Kunden dessen gesamten Bedarf an Energie an 

die ihm vom Netzbetreiber mitgeteilte und bilanziell zugeordnete Entnahmestelle zu liefern 
(offener Liefervertrag). Entnahmestelle ist die Eigentumsgrenze des Netzanschlusses, über den 

der Kunde beliefert und mi+els Marktloka8ons-Iden8fika8onsnummer energiewirtscha6lich 

iden8fiziert wird.  

2.2. Der Kunde verpflichtet sich, seinen gesamten Bedarf an Energie an der Marktloka8on gemäß 

Ziffer 2.1 abzunehmen (Gesamtabnahmeverpflichtung) und ein Entgelt nach Maßgabe der 

Anlage Allgemeine Preise zu zahlen. 

2.3. Der Messstellenbetrieb wird durch den Messstellenbetreiber erbracht und ist gemäß § 9 

Abs. 2 MsbG Bestandteil dieses Vertrags, soweit der Kunde keinen Vertrag mit einem 

we+bewerblichen Messstellenbetreiber schließt.   

2.4. Die Regelung der Netznutzung bis zu der Entnahmestelle obliegt grundsätzlich dem 
Übergangsversorger, es sei denn, zwischen Kunde und Netzbetreiber bestand zum Zeitpunkt 

des Beginns der Übergangsversorgung bereits ein Netznutzungsvertrag. In diesem Fall erfolgt 

die Belieferung weiterhin ohne Netznutzung, der Kunde ist dann verpflichtet, dem 

Übergangsversorger Daten, die dieser für die Abrechnung, Prognose bzw. Bilanzierung benö8gt 

auf Verlangen unverzüglich zur Verfügung zu stellen.  

2.5. Die Regelung des Netzanschlusses und der Anschlussnutzung für die Entnahmestelle gemäß 

Ziffer 2.1 ist nicht Gegenstand des Vertrags. 

 

3. Ermi(lung des tatsächlichen Lieferumfangs / Messung 
3.1. Der tatsächliche Lieferumfang (Arbeit und Leistung) wird auf der Grundlage der Messwerte 

ermi+elt, die der Netzbetreiber oder Messstellenbetreiber dem Übergangsversorger für die 

jeweilige Marktloka8on zur Verfügung stellt.  

3.2. Die Menge der gelieferten Energie wird durch Messeinrichtungen bzw. Messsysteme (oder 

rechtmäßige Ersatzwertbildung) des zuständigen Messstellenbetreibers ermi+elt. Sofern eine 

Zählerfernauslesung erfolgt bzw. vom Messstellenbetreiber oder Übergangsversorger 

Allgemeine Bedingungen für die 
Übergangsversorgung mit Elektrizität von 
Letztverbrauchern in der Mi(elspannung gemäß 
§ 38a EnWG 
 

Stadtwerke Bernau GmbH 

Registergericht: Amtsgericht Frankfurt (Oder) HRB 827 

16321 Bernau bei Berlin, Breitscheidstraße 45 

Telefonnummer: 03338 / 61-399 

E-Mail: kundencentrum@stadtwerke-bernau.de 

Vertretungsberech8gter Geschä6sführer: Detlef Stöbe  

Aufsichtsratsvorsitzender: Daniel Sauer  

 



gefordert wird, verpflichtet sich der Kunde, auf eigene Kosten sowohl die Voraussetzungen für 

die Installa8on der erforderlichen Einrichtungen zu schaffen als auch einen 

Telekommunika8onsanschluss zur Verfügung zu stellen und eine gegebenenfalls notwendige 

Zus8mmung des Messstellenbetreibers einzuholen. 

 

4. Mitwirkungspflicht des Kunden 
Der Kunde ist verpflichtet, die Angaben in dem Begrüßungsschreiben unverzüglich nach Erhalt 

zu prüfen und den Übergangsversorger auf Fehler bzw. U ngenauigkeiten hinzuweisen. 
 

5. Informa5onspflichten   
5.1. Für Prognosezwecke stellt der Kunde dem Übergangsversorger Daten nach den Ziffern 5.2 und 

5.3 zur Verfügung, deren Rich8gkeit der Kunde versichert.  

5.2. U nverzüglich mit Beginn der Übergangsversorgung, spätestens jedoch zwei Werktage nach 

Erhalt des Begrüßungsschreibens stellt der Kunde dem Übergangsversorger die folgenden 

Daten zur Verfügung:  

5.2.1. Informa8onen über den Zeitpunkt einer möglichen Anschlussbelieferung nach Ende der oder 

als Ersatz zur Übergangsversorgung bzw. den Stand diesbezüglicher Vertragsverhandlungen.  

5.2.2. Informa8onen über die Eröffnung eines Zwangsvollstreckungsverfahrens gegen das gesamte 
Vermögen oder eines wesentlichen Teils des Vermögens des Kunden.  

5.2.3. Informa8onen über Fahrplanlieferungen, die der Kunde während der Dauer der 

Übergangsversorgung nach Ziffer 10 planmäßig von einem dri+en Lieferanten bezieht.  

5.2.4. Ist der Kunde Versorger i. S. d. § 2 Nr. 1, §§ 4 und 5 StromStG ist der Kunde verpflichtet, dem 

Übergangsversorger eine Kopie des Erlaubnisscheins gemäß § 4 Abs. 1 StromStG zu 

übermi+eln. 

5.2.5. Informa8onen über Art, Zeitpunkt und Ausmaß von Maßnahmen, U mständen oder 

Vereinbarungen (z. B. Spannungsabsenkung, Lastabwurf, Kurzarbeit oder Einführung bzw. 

Änderungen des Schichtbetriebs, Maßnahmen zum Lastmanagement, Vereinbarungen über 

die Bereitstellung von Regelenergie), die in den letzten 2 Monaten zu einer, im Vergleich zum 
gewöhnlichen Abnahmeverhalten, wesentlichen Last- oder Mengenänderung geführt haben 

oder absehbar führen werden.   

5.2.6. Abschaltvereinbarungen mit dem Netzbetreiber und erfolgte Abschaltungen in den letzten 12 

Monaten. 

5.2.7. Informa8onen über Eigenerzeugungsanlagen, über die der Kunde seinen Energiebedarf an 

der/den belieferten Marktloka8on(en) zumindest teilweise deckt, insbesondere die ¼-h-Werte 

(Einsatzganglinien) der Eigenerzeugungsanlagen, die Methodik, mit der der Einsatz gesteuert 

wurde, und Ausfälle/Reservefälle der letzten 12 Monate sowie Vereinbarungen mit dem 

Netzbetreiber über Reservenetzkapazität. 

5.3. Während der Übergangsversorgung stellt der Kunde dem Übergangsversorger zum Zweck der 
Spezifizierung der Prognose folgende Daten mit den jeweils benannten Vorlauffristen zur 

Verfügung: 

5.3.1. U nverzüglich Informa8onen über den voraussichtlichen Zeitpunkt einer möglichen 

Anschlussbelieferung nach oder als Ersatz der Übergangsversorgung.  

5.3.2. Mit einer Vorlauffrist von 2 Wochen regionale und betriebliche Besonderheiten (z. B. 

Sonderschichten, Betriebsferien, (Teil-)Produk8onseinstellungen, regionale Feiertage, lokale 

Ereignisse etc.), sofern diese Auswirkungen auf den Bedarf des Kunden haben können. 

5.3.3. Mit einer Vorlauffrist von 4 Wochen geplante Änderungen in seinem Abnahme- und 

Laststeuerungsverhalten sowie sons8ge bevorstehende wesentliche Änderungen seines 

Bedarfs einschließlich seiner Abnahmestruktur. Dies gilt insbesondere für den Wegfall von 
belieferten Marktloka8onen oder bei planmäßigen Revisionen der Eigenerzeugungsanlagen. 

Ein Ausfall von Eigenerzeugungsanlagen ist dem Übergangsversorger unverzüglich mitzuteilen. 

 

 

 



 

6. Vorauszahlung 
 
6.1. Der Kunde leistet eine monatliche Vorauszahlung in angemessener Höhe. Die monatliche 

Vorauszahlung wird am ersten Werktag des Liefermonats fällig. Der Übergangsversorger teilt 

dem Kunden die Höhe der Vorauszahlung spätestens drei Werktage vor Fälligkeit mit. 

6.2. Die Höhe der Vorauszahlung des Kunden wird vom Übergangsversorger für jeden 

Vorauszahlungszeitraum nach billigem Ermessen festgelegt, sie orien8ert sich an der 
Prognosemenge und den Price-Forward-Curves für den Lieferzeitraum. Bei der 

Prognosemenge berücksich8gt der Übergangsversorger den voraussichtlichen Verbrauch des 

Kunden im jeweiligen Vorauszahlungszeitraum und das voraussichtlich zu zahlende Entgelt. 

Macht der Kunde glaubha6, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, ist dies angemessen zu 

berücksich8gen.  

6.3. Die Vorauszahlung wird mit der Abrechnung für den Zeitraum, für den die Vorauszahlung 

erhoben wurde, verrechnet. Der Übergangsversorger wird dem Kunden Nachforderungen in 

Rechnung stellen und etwaige Überschüsse auskehren. 

 

7. Rechnungsstellung 
7.1. Der Übergangsversorger rechnet monatlich bis zum dri+en Werktag der auf einen Liefermonat 

folgenden Kalenderwoche die Entgelte nach diesem Vertrag für die in dem Liefermonat 

gelieferte Energie ab.  

7.2. Soweit dem Übergangsversorger die erforderlichen Daten nicht so rechtzei8g vorliegen, dass 

er eine Abrechnung nach Ziffer 7.1 sicherstellen kann, stellt der Übergangsversorger dem 

Kunden eine Rechnung auf der Grundlage vorläufiger Werte. Soweit Ist-Werte nicht vorliegen, 

ist der Übergangsversorger berech8gt, der Rechnung Schätzwerte, insbesondere unter 

Berücksich8gung einer rechnerischen Abgrenzung, zugrunde zu legen. Macht der Kunde 

glaubha6, dass sein Verbrauch von der nach Satz 1 erstellten Schätzung erheblich abweicht, ist 

dies angemessen zu berücksich8gen. Mit Vorliegen der Messdaten wird der 
Übergangsversorger die tatsächlich gelieferte Energie unter Anrechnung der vorläufigen 

Rechnungsbeträge unverzüglich abrechnen. Ergibt sich eine Abweichung der geleisteten 

vorläufigen Rechnungsbeträge von der tatsächlich gelieferten Energie, so wird der zu viel oder 

zu wenig berechnete Betrag ersta+et bzw. nachentrichtet. 

7.3. Erhält der Übergangsversorger nach der Rechnungstellung für die Dauer der übergangsweisen 

Belieferung des Kunden vom Messstellenbetreiber bzw. Netzbetreiber nachträglich korrigierte, 

für die Ermi+lung des tatsächlichen Lieferumfangs nach Ziffer 3.1 maßgebliche Messwerte, 

erfolgt eine entsprechende Korrektur der Rechnungstellung durch den Übergangsversorger 

gegenüber dem Kunden. 

 
8. Zahlungsbes5mmungen / Verzug / Zahlungsverweigerung / Aufrechnung 
8.1. Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, Abschläge und 

Vorauszahlungen zu dem vom Übergangsversorger nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) im 

Abschlagsplan bzw. mit Verlangen der Vorauszahlung festgelegten Zeitpunkt, fällig und sind 

ohne Skontoabzug im Wege des Lastschri6verfahrens oder mi+els Überweisung zu zahlen.  

Maßgeblich für die Rechtzei8gkeit der Zahlung ist die Wertstellung auf dem Konto des 

Übergangsversorgers. 

8.2. Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der Übergangsversorger angemessene 

Maßnahmen zur Durchsetzung seiner Forderung ergreifen; fordert der Übergangsversorger 

erneut zur Zahlung auf oder lässt der Übergangsversorger den Betrag durch einen Beau6ragten 
einziehen, stellt der Übergangsversorger dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten in 

Rechnung.  

8.3. Einwände wegen offensichtlicher Fehler einer Rechnung können nur binnen 30 Tagen nach 

Zugang der Rechnung schri6lich geltend gemacht werden. Einwände gegen Rechnungen, die 

der Kunde ohne sein Verschulden nicht früher erkennen konnte, sind innerhalb von 30 Tagen 



nach seiner Kenntnis, spätestens jedoch binnen eines Jahres, beginnend mit dem Schluss des 

Jahres, in dem die Rechnung zugegangen ist, schri6lich geltend zu machen. Maßgeblich für die 

Einhaltung der Frist ist die rechtzei8ge Absendung der Einwendung. Das U nterlassen 

rechtzei8ger Einwendungen gilt als Genehmigung.  

8.4. Einwände gegen Rechnungen berech8gen zum Zahlungsaufschub oder zur 

Zahlungsverweigerung nur, sofern der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne 

ersichtlichen Grund mehr als doppelt so hoch wie der vergleichbare Verbrauch im vorherigen 

Abrechnungszeitraum ist und der Kunde eine Nachprüfung der Messeinrichtung verlangt und 
solange durch die Nachprüfung nicht die ordnungsgemäße Funk8on der Messeinrichtung 

festgestellt ist  oder sofern aus Sicht eines verständigen Kunden die ernstha6e Möglichkeit 

eines offensichtlichen Fehlers besteht, z. B. bei falschen Kundennamen, verwechselten 

Entnahmestellen, ohne Weiteres erkennbaren Rechenfehlern oder bei weit außerhalb der 

Plausibilität liegenden Verbrauchsmengen, auch wenn eine Nachprüfung der Messeinrichtung 

deren ordnungsgemäße Funk8on bestä8gt hat. 

8.5. Gegen Forderungen des Übergangsversorgers kann nur mit unbestri+enen oder rechtskrä6ig 

festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden.  Dies gilt nicht für Forderungen des 

Kunden aufgrund vollständiger oder teilweiser Nichterfüllung oder mangelha6er Erfüllung der 

Hauptleistungspflichten. 
8.6. Der Kunde informiert den Übergangsversorger vorab in TexSorm, sofern Dri+e für ihn leisten. 

Der Übergangsversorger ist berech8gt, Zahlungen Dri+er abzulehnen. 

 

9. Ha;ung / Verjährung 
9.1. Der Übergangsversorger ha6et bei schuldha6er vertraglicher Pflichtverletzung (z. B. bei 

Nichterfüllung der Lieferpflicht oder ungenauer oder verspäteter Abrechnung) für dadurch 

entstandene Schäden nach Maßgabe der folgenden Ziffern. 

9.2. Ansprüche wegen Schäden durch U nterbrechung oder bei U nregelmäßigkeiten in der 

Energieversorgung sind, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebs einschließlich 

des Netzanschlusses handelt, gegenüber dem Netzbetreiber geltend zu machen. 
9.3. In allen übrigen Ha6ungsfällen ist die Ha6ung der Parteien sowie ihrer Erfüllungs- und 

Verrichtungsgehilfen für schuldha6 verursachte Schäden ausgeschlossen, soweit der Schaden 

nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde; dies gilt nicht bei 

9.3.1. Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 

9.3.2. der schuldha6en Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, d. h. solcher Pflichten, deren 

Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf 

deren Einhaltung die Parteien regelmäßig vertrauen dürfen (sog. Kardinalpflichten). 

9.4. Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vorsatz oder grober 

Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Ha6ung auf den Schaden, den die ha6ende Partei 

bei Abschluss des Vertrags als mögliche Folge der Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder 
unter Berücksich8gung der U mstände, die sie kannte oder kennen musste, hä+e voraussehen 

müssen. Gleiches gilt bei grob fahrlässigem Verhalten einfacher Erfüllungsgehilfen (nicht 

leitende Angestellte) außerhalb des Bereichs der wesentlichen Vertragspflichten sowie der 

Lebens-, Körper- oder Gesundheitsschäden.  

9.5. Soweit eine Partei nicht unbeschränkt ha6et, verjähren die in Ziffern 9.3 und 9.4 genannten 

Schadensersatzansprüche – soweit sie nicht auf eine Ha6ung wegen Vorsatzes zurückgehen – 

in einem Jahr vom Beginn der gesetzlichen Verjährung gemäß §§ 199 bis 201 BGB an. 

9.6. Die Bes8mmungen des Produktha6ungsgesetzes bleiben unberührt. 

 

10. Beginn und Ende der Übergangsversorgung  
10.1. Die Übergangsversorgung beginnt mit der bilanziellen Zuordnung der Entnahmestelle des 

Kunden durch den Netzbetreiber zu dem vom Übergangsversorger benannten Bilanzkreis.  

10.2. Die Übergangsversorgung endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, mit dem Ablauf des 

Tages, der dem Tag vorausgeht, zu dem die Elektrizitätslieferung der Entnahmestelle des 

Kunden auf Grundlage eines neuen Liefervertrags zwischen dem Kunden und dem 



Übergangsversorger oder dem Kunden und einem dri+en Lieferanten beginnt, spätestens 

jedoch drei Monate nach Beginn der Übergangsversorgung (Höchstdauer). Ziffer 1.3 bleibt 

unberührt. 

 

11. Fristlose Beendigung der Übergangsversorgung 
11.1. Der Übergangsversorger ist berech8gt, die Übergangsversorgung aus wich8gem Grund fristlos 

zu beenden, insbesondere wenn der Kunde eine fällige Forderung nicht innerhalb von zwei 

Werktagen begleicht.  
11.2. Der Übergangsversorger wird den Kunden über den Zeitpunkt der Beendigung der 

Übergangsversorgung unverzüglich informieren. Im Fall einer Beendigung der 

Übergangsversorgung ist der Netzbetreiber berech8gt, die Versorgung des Kunden 

unverzüglich zu unterbrechen („Sperrung“). 

11.3. Der Übergangsversorger ist berech8gt, den bis zur U nterbrechung durch den Netzbetreiber 

angefallenen und dem Übergangsversorger vom Netzbetreiber bilanziell zugeordneten 

Energieverbrauch des Kunden, nach Maßgabe dieser Allgemeinen Bedingungen und 

entsprechend der Anlage Allgemeine Preise abzurechnen.   

 

12. Bilanzielle Energiemengenzuordnung nach Ende der Übergangsversorgung  
12.1. Der Kunde ist verpflichtet, zum Ablauf der in Ziffer 10.2 bes8mmten Höchstdauer der 

Übergangsversorgung einen Liefervertrag abzuschließen, damit die nach Beendigung der 

Übergangsversorgung entnommenen Energiemengen auf vertraglicher Grundlage einem 

Bilanzkreis zugeordnet werden können.  

12.2. Sofern der Übergangsversorger und der Kunde keinen Liefervertrag nach Ziffer 12.1 

geschlossen haben und dennoch eine Zuordnung der Energiemengen zum Bilanzkreis des 

Übergangsversorgers erfolgt, gelten diese Allgemeinen Bedingungen und die Allgemeinen 

Preise der Übergangsversorgung für die dem Übergangsversorger nach Ablauf der Höchstdauer 

bilanziell zugeordneten Energiemengen entsprechend. Ein Anspruch des Kunden auf 

Belieferung besteht nicht.  
12.3. Ziffer 12.1 und 12.2 gelten entsprechend für den Fall, dass der Übergangsversorger die 

übergangsweise Belieferung des Kunden aufgrund wirtscha6licher U nzumutbarkeit gegenüber 

dem Netzbetreiber ablehnt (vgl. Ziffer 1.2) oder der Übergangsversorger die 

Übergangsversorgung fristlos beendet (vgl. Ziffer 11) und die vom Kunden entnommenen 

Energiemengen dennoch dem Bilanzkreis des Übergangsversorgers zugeordnet werden. 

 

13. Erfüllung von Informa5onspflichten nach der Datenschutz-Grundverordnung 
Kunde und Übergangsversorger verpflichten sich, die der jeweils anderen Vertragspartei nach Art. 13 

und/oder Art. 14 DS-GVO obliegenden Informa8onspflichten gegenüber den eigenen Mitarbeitenden, 

Erfüllungsgehilfen und Dienstleistern (betroffene Personen) zu erfüllen, wenn im Rahmen der 
Vertragserfüllung, zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen, zur Erfüllung einer rechtlichen 

Verpflichtung oder zur Wahrung berech8gter Interessen 

 personenbezogene Daten betroffener Personen von einer Vertragspartei an die jeweils andere 

Vertragspartei weitergeben werden und/oder 

 betroffene Personen auf Veranlassung der einen Vertragspartei die jeweils andere 

Vertragspartei kontak8eren. 

Hierfür verwendet die Vertragspartei, die die personenbezogenen Daten weitergibt bzw. auf deren 
Veranlassung die Kontaktaufnahme erfolgt, dass ihr von der anderen Vertragspartei zur Verfügung 

gestellte Informa8onsbla+. Die „Informa8on zur Verarbeitung personenbezogener Daten“ des 

Übergangsversorgers werden dem Kunden zur Verfügung gestellt. Die Parteien sind nicht verpflichtet, 

das von der anderen Vertragspartei zur Verfügung gestellte Informa8onsbla+ vor der Aushändigung an 

die betroffenen Personen zu prüfen. Sie sind weiterhin nicht berech8gt, das von der anderen 

Vertragspartei zur Verfügung gestellte Informa8onsbla+ ohne vorherige Zus8mmung zu ändern. Es 

obliegt ausschließlich der zur Informa8on verpflichteten Vertragspartei, der anderen Vertragspartei ein 



den jeweils geltenden rechtlichen Anforderungen entsprechendes Informa8onsbla+ zur Verfügung zu 

stellen und dieses bei Bedarf auch während der Vertragslaufzeit zu aktualisieren.  

14. Gerichtsstand 
Der Gerichtsstand für Kaufleute i. S. d. Handelsgesetzbuchs, juris8sche Personen des öffentlichen 

Rechts und öffentlich-rechtliche Sondervermögen ist ausschließlich Bernau bei Berlin. Das Gleiche gilt, 

wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat. 

15. Allgemeine Informa5onen  
15.1. Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch Endkunden wird bei der 

Bundesstelle für Energieeffizienz eine Liste geführt, in der Energiedienstleister, Anbieter von 

Energieaudits und Anbieter von Energieeffizienzmaßnahmen aufgeführt sind. Weiterführende 

Informa8onen zu der sog. Anbieterliste und den Anbietern selbst erhalten Sie unter www.bfee-

online.de. Sie können sich zudem bei der Deutschen Energieagentur über das Thema 

Energieeffizienz umfassend informieren. Weitere Informa8onen erhalten Sie unter 

www.energie-effizienz-experten.de.  

15.2. Aktuelle Informa8onen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind beim jeweils zuständigen 

Netzbetreiber erhältlich.  

15.3. Ein Lieferantenwechsel erfolgt zügig und unentgeltlich. Nach dem Wechsel ist der 

Übergangsversorger verpflichtet, dem neuen Lieferanten den für ihn maßgeblichen Verbrauch 
des vergleichbaren Zeitraums mitzuteilen. Soweit der Übergangsversorger aus Gründen, die er 

nicht zu vertreten hat, den Verbrauch nicht ermi+eln kann, ist der geschätzte Verbrauch 

anzugeben.  

15.4. Informa8onen über aktuelle Produkte (insbesondere gebündelte Produkte bzw. Leistungen) 

und Tarife erhält der Kunde unter Tel.-Nr. 03338-61 493 oder im Internet unter 

www.stadtwerke-bernau.de. 

 

Anlagen: 

Anlage Allgemeine Preise 

Anlage Informa�on zur Verarbeitung personenbezogener Daten 

 

Stand: 19.03.2026 



 

 

 

 

 

 
1. Übersicht über die Zusammensetzung des Entgelts (Stand: 19.03.2026) 

Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den in der nachfolgenden Übersicht dargestellten 

Preisbestandteilen zusammen, die unter Ziffern 2.1 bis 2.5 erläutert werden.  Falls bei Beginn der 

Übergangsversorgung die für die Dauer der Übergangsversorgung maßgebliche Höhe der 

Preisbestandteile nach Ziffer 1.3 bis 1.10 noch nicht bekannt ist, werden diese in der zu Beginn der 

Übergangsversorgung geltenden Höhe angegeben. Vom Kunden geschuldet werden sie in der 

jeweils zum Lieferzeitpunkt geltenden Höhe. Bestand zum Zeitpunkt des Beginns der 

Übergangsversorgung bereits ein Netznutzungsvertrag zwischen Kunden und Netzbetreiber, zahlt 

der Kunde die Preisbestandteile nach Ziffer 1.3 bis 1.8 direkt an den Netzbetreiber. 

1.1. Energiekosten 

Beschaffungskosten Ermittelt sich nach Ziffer 2.1 

Beschaffungsnebenkosten 2,26 ct/kWh 

Aufschlag auf die Beschaffungskosten und die 

Beschaffungsnebenkosten 

10% 

1.2. Grundpreis 

17,135,00 €/Kalendertag 

1.3. Netzentgelte 

Jahresleistungspreissystem 

Jahresnutzungsdauer < 2.500 h/a Jahresnutzungsdauer ≥ 2.500 h/a 

Leistungspreis Arbeitspreis Leistungspreis Arbeitspreis 

17,13 €/kW/a 6,84 ct/kWh 177,58 €/kW/a 0,42 ct/kWh 

1.4. Entgelt für Messstellenbetrieb 

Bei registrierender Leistungsmessung 489,00 €/Jahr 

Bei Durchführung des Messstellenbetriebs durch 

einen wettbewerblichen Messstellenbetreiber 

0,00 €/Jahr 

1.5. Konzessionsabgabe 

0,11 ct/kWh 

1.6. KWKG-Umlage 

0,446 ct/kWh 

1.7. Aufschlag für besondere Netznutzung 

Der Aufschlag für besondere Netznutzung enthält derzeit nach der Festlegung der BNetzA 
(Az. BK8-24-001-A) den Aufschlag für besondere einspeiseseitige Netznutzung und die § 19 

StromNEV-Umlage. Die Kosten, die mit der Wasserstoffumlage ausgeglichen werden sollen, 

werden derzeit in die § 19 StromNEV-Umlage eingerechnet. 

Für den Jahresverbrauch  
bis einschl. 1.000.000 kWh 1,559 ct/kWh 

über 1.000.000 kWh 0,050 ct/kWh 

1.8. Offshore-Netzumlage 

0,941 ct/kWh 

1.9. Stromsteuer 

2,05 ct/kWh 

1.10. Umsatzsteuer 

Bei den vorstehenden Preisbestandteilen handelt es sich um Nettopreise, die vom Kunden 

zuzüglich der Umsatzsteuer in jeweils geltender Höhe zu zahlen sind. 

zurzeit 19 % 

 

Allgemeine Preise für die Übergangsversorgung 

mit Elektrizität von Letztverbrauchern in der 

Mittelspannungsebene gemäß § 38a EnWG 

Stadtwerke Bernau GmbH 

Registergericht: Amtsgericht Frankfurt (Oder) HRB 827 

16321 Bernau bei Berlin, Breitscheidstraße 45 

Telefonnummer: 03338 / 61-399 

E-Mail: kundencentrum@stadtwerke-bernau.de 

Vertretungsberechtigter Geschäftsführer: Detlef Stöbe  

Aufsichtsratsvorsitzender: Daniel Sauer  

 



 

2. Entgelt 

 

2.1. Der Kunde zahlt für den tatsächlichen Lieferumfang nach Ziffer 3.1 der Allgemeinen 

Bedingungen für die Marktlokation die Beschaffungskosten und die Beschaffungsnebenkosten 

in der jeweils in Ziffer 1.1 angegebenen Höhe sowie einen Aufschlag auf die 

Beschaffungskosten und die Beschaffungsnebenkosten in Höhe von 10 %. 

 

Die Beschaffungskosten bilden sich für jede Viertelstunde neu und ergeben sich aus dem 

maßgebenden Spotmarktpreisindex für Lieferungen in dieser Viertelstunde. Ist der 

maßgebende Spotmarktpreis für Stromlieferungen in der jeweiligen Stunde negativ, erhält der 

Kunde den negativen Spotmarktpreis unter Berücksichtigung des Aufschlags vergütet. 

 

Der maßgebende Spotmarkpreisindex ist der von der EPEX SPOT SE aus den Preisen der Day-

Ahead-Auktion am letzten Börsentag vor dem Tag der Lieferung ermittelte Tagesreferenzpreis 

für Stromlieferungen in der jeweiligen Viertelstunde, umgerechnet in ct/kWh. Der 

Tagesreferenzpreis für Stromlieferungen in der jeweiligen Viertelstunde wird grundsätzlich 

von der European Network of Transmission System Operators for Electricity (ENTSO-E) derzeit 

unter Transparency Platform (entsoe.eu) unter der Bezeichnung „Bidding Zones > DE_LU > € 

Market > Energy Prices > SEQUENCE 1 – DAY-AHEAD“ veröffentlicht. Wenn keine einheitliche 

Preisfestsetzung erfolgt, z. B. weil die Kopplung der Orderbücher aller Strombörsen, an denen 

Handelsgeschäfte für die Preiszone Deutschland möglich sind, nicht oder nur teilweise erfolgt, 

ist für die Dauer des Fehlens der einheitlichen Preisfestsetzung der von der EPEX SPOT SE 

derzeit unter Marktergebnisse | EPEX SPOT veröffentlichte Tagesreferenzpreis maßgeblich. 

 

Der Aufschlag auf die Beschaffungskosten und die Beschaffungsnebenkosten bildet sich 

ebenfalls für jede Viertelstunde neu und beträgt 10 % der sich für jede Viertelstunde 

ändernden Beschaffungskosten und der Beschaffungsnebenkosten in der in Ziffer 1.1 

angegebenen Höhe. 

 

2.2. Zusätzlich zahlt der Kunde den in Ziffer 1.2 für die Marktlokation angegebenen Grundpreis.  

 

2.3. Zusätzlich zahlt der Kunde die für den tatsächlichen Lieferumfang nach Ziffer 3.1 der 

Allgemeinen Bedingungen anfallenden Kosten für Netz- und Messentgelte, sowie die weiteren 

nachfolgend aufgeführten staatlich veranlasste Preisbestandteile in der bei Belieferung jeweils 

geltenden Höhe, soweit der Kunde nicht selber Netznutzer ist und zu Beginn der 

Übergangsversorgung ein Netznutzungsvertrag mit dem Netzbetreiber bestand. Die für das 

folgende Kalenderjahr geltende Höhe der Preisbestandteile nach den Ziffer 2.3 e) bis g) wird 

bis zum 25.10. eines Kalenderjahres von den Übertragungsnetzbetreibern im Internet 

veröffentlicht (derzeit: www.netztransparenz.de). 

 

Im Einzelnen: 

 

a) Die vom Übergangsversorger an den Netzbetreiber für die Netznutzung zur Belieferung des 

Kunden abzuführenden Netzentgelte.   

Der Netzbetreiber ermittelt die Netzentgelte zum 01.01. eines Kalenderjahres auf Grundlage 

der von der zuständigen Regulierungsbehörde nach Maßgabe des § 21a EnWG i. V. m. der 

ARegV, der StromNEV und sonstigen Bestimmungen des EnWG festgelegten und jeweils zum 

01.01. eines Kalenderjahres gemäß § 4 ARegV angepassten Erlösobergrenze. Der 



Netzbetreiber veröffentlicht die jeweils geltende Höhe der Netzentgelte auf seiner 

Internetseite. 

Bei Marktlokationen mit registrierender Leistungsmessung sowie bei Marktlokationen mit 

intelligenten Messsystemen, an denen der Jahresverbrauch 100.000 kWh übersteigt oder die 

nicht in Niederspannung beliefert werden, gilt, sofern nicht mit dem Netzbetreiber ein 

Monatsleistungspreis vereinbart ist, ein Jahresleistungspreissystem. Abrechnungsrelevante 

Leistung ist dabei die im Kalenderjahr auftretende Jahreshöchstleistung. Abgerechnet wird 

dabei jeweils monatlich die bis zum Ende des Vormonats gemessene Jahreshöchstleistung. 
Sofern die vom Kunden in Anspruch genommene Leistung die bisherige Jahreshöchstleistung 

übersteigt, erfolgt auch eine Nachberechnung der Differenz zwischen der bisher berechneten 

und der neuen Jahreshöchstleistung rückwirkend für die vorausgegangenen Monate bis zum 

Beginn des laufenden Kalenderjahres. Bei einem unterjährigen Lieferantenwechsel erfolgt 

diese Nachberechnung nach den Vorgaben des einheitlichen Netznutzungsvertrags Strom 

auch für die Monate des Kalenderjahres, in denen noch keine Belieferung nach diesem Vertrag 

erfolgt ist.  

 

aa) Änderungen der Netzentgelte werden gegenüber dem Kunden mit dem Zeitpunkt wirksam, 

in dem sie gegenüber dem Übergangsversorger wirksam werden.    

 

bb) Gilt für den Kunden ein individuelles Netzentgelt nach § 19 Abs. 2 StromNEV oder ein 

singuläres Netzentgelt nach § 19 Abs. 3 StromNEV bzw. ändert sich dieses mit Wirkung für die 

Dauer der Übergangsversorgung und stellt der Netzbetreiber dem Übergangsversorger 

deshalb abweichende Netzentgelte in Rechnung, so gilt diese Änderung auch für die 

Abrechnung des Übergangsversorgers gegenüber dem Kunden. Dies kann dazu führen, dass 

Entgelte für vorangegangene Zeiträume – gegebenenfalls nach Ende der Übergangsversorgung 

oder der Belieferung der jeweiligen Marktlokation durch den Übergangsversorger – 

nachgefordert oder zurückgezahlt werden müssen. Der Kunde wird über Änderungen während 

der Dauer der Übergangsversorgung spätestens mit der nächsten Rechnung informiert. 

 

cc) Für den Fall, dass gegen die für die Entgelte maßgebliche, von der Regulierungsbehörde 

festgesetzte Erlösobergrenze Rechtsmittel eingelegt werden oder anhängig sind (z. B. durch 

den Netzbetreiber oder Dritte), ist zwischen den Vertragsparteien dieses Vertrags das vom 

Netzbetreiber auf Grundlage der rechts- bzw. bestandskräftig festgesetzten Erlösobergrenze 

gebildete und rückwirkend angewendete Netzentgelt ebenso rückwirkend maßgeblich. Dies 

kann dazu führen, dass Entgelte für vorangegangene Zeiträume – gegebenenfalls nach 

Beendigung des Vertrags oder der Belieferung der jeweiligen Marktlokation durch den 

Übergangsversorger – nachgefordert oder zurückgezahlt werden müssen. 

 

dd) Ziffer 2.3 a) lit. cc) gilt entsprechend bei Rechtsmitteln gegen die Festlegung der 

Erlösobergrenze des dem Netz des Netzbetreibers vorgelagerten Netzbetreibers, sofern jene 

eine rückwirkende Änderung der Entgelte des vorgelagerten Netzbetreibers zur Folge haben. 

 

ee) Rück- oder Nachzahlungen nach den vorstehenden Ziffer 2.3 a) lit. bb) bis dd) werden 

jeweils mit dem für den jeweiligen Zeitraum maßgeblichen Basiszinssatz gemäß § 247 BGB 

verzinst; dies gilt nicht, wenn der Basiszinssatz negativ ist. 

ff) Verfügt der Kunde über mehrere Entnahmestellen im Verteilnetzgebiet des zuständigen 

Netzbetreibers, bemisst sich der für den Leistungspreis maßgebliche Leistungsmaximalwert 

nach der zeitgleich summierten elektrischen Energie, welche der Kunde an den 

Marktlokationen der jeweiligen Entnahmestelle abnimmt, soweit und solange eine solche 

Summierung bei der Netznutzungsabrechnung im Verhältnis zwischen Netzbetreiber und 

Übergangsversorger erfolgt. Erfolgt eine solche Summierung durch den Netzbetreiber nicht 



oder nicht mehr, wird der für den Leistungspreis maßgebliche Leistungsmaximalwert so 

ermittelt, wie er bei der Netznutzungsabrechnung durch den Netzbetreiber ermittelt wird 

(also getrennt nach Entnahmestellen bzw. Marktlokationen).  

 

b) Die vom Übergangsversorger für belieferte Marktlokationen des Kunden an den Netzbetreiber 

abzuführenden Entgelte für den Messstellenbetrieb mit konventionellen Messeinrichtungen 

und Messsystemen. Für die Ermittlung der Höhe der Entgelte durch den Netzbetreiber gelten 

Ziffer 2.3 a) Sätze 2 und 3 entsprechend.   

 

aa) Die Regelungen in Ziffer 2.3 a) lit. aa) sowie lit. cc) bis ee) finden entsprechende 

Anwendung. 

 

bb) Der Übergangsversorger berechnet das vom Kunden zu zahlende Entgelt im Rahmen von 

Abschlägen bzw. tagesscharf. 

 

cc) Wird oder ist die nach diesem Vertrag vom Übergangsversorger belieferte Marktlokation 

des Kunden mit einem intelligenten Messsystem oder einer modernen Messeinrichtung i. S. d. 

MsbG ausgestattet, entfällt der Preisbestandteil nach dieser Ziffer 2.3 b). In diesem Fall 

schuldet nach den Vorgaben des MsbG grundsätzlich der Kunde dem Messstellenbetreiber das 

Messstellenbetriebsentgelt, es sei denn, der Übergangsversorger ist nach Ziffer 2.3 c) zur 

Zahlung des Messstellenbetriebsentgelts gegenüber dem Messstellenbetreiber verpflichtet.   

 

c) Ist der Übergangsversorger aufgrund einer vertraglichen, gesetzlichen oder 

regulierungsbehördlichen Regelung anstelle des Kunden verpflichtet, das Entgelt für den 

Messstellenbetrieb mit intelligenten Messsystemen oder modernen Messeinrichtungen für 

belieferte Marktlokationen des Kunden an den grundzuständigen Messstellenbetreiber 

abzuführen, zahlt der Kunde dieses Entgelt in der jeweils vom grundzuständigen 

Messstellenbetreiber auf seiner Internetseite veröffentlichten Höhe. 

Bei intelligenten Messsystemen richtet sich die Höhe des Messstellenbetriebsentgelts nach 

dem Jahresenergieverbrauch an dem Zählpunkt der Messstelle. Zur Bemessung des 

Jahresenergieverbrauchs an einem Zählpunkt ist der Durchschnittswert der jeweils letzten drei 

erfassten Jahresverbrauchswerte maßgeblich; solange noch keine drei Jahreswerte vorliegen, 

erfolgt eine Zuordnung entsprechend der Jahresverbrauchsprognose des Netzbetreibers (§ 30 

Abs. 4 MsbG). 

Der Übergangsversorger wird dem Kunden das zu zahlende Entgelt und den Umstand, dass 

dieses im Rahmen dieses Vertrags vom Übergangsversorger an den Kunden weiterberechnet 

wird, informatorisch mitteilen, soweit und sobald ihm diese Umstände bekannt sind. Der 

Übergangsversorger ist berechtigt, mit grundzuständigen Messstellenbetreibern 

Vereinbarungen zur Abrechnung der Entgelte für den Messstellenbetrieb mit intelligenten 

Messsystemen und modernen Messeinrichtungen zu treffen, wonach der grundzuständige 

Messstellenbetreiber gegenüber dem Übergangsversorger abrechnet, soweit der 

Übergangsversorger sicherstellt, dass eine zusätzliche Inanspruchnahme des Kunden für diese 

Entgelte durch den grundzuständigen Messstellenbetreiber ausgeschlossen ist. Ziffer 2.3 b) lit 

bb) gilt entsprechend.  

 

d) Die vom Übergangsversorger an den Netzbetreiber aufgrund vertraglicher Vereinbarung zu 

leistenden Zahlungen zum Ausgleich der vom Netzbetreiber abzuführenden 

Konzessionsabgabe. 

Die Konzessionsabgabe wird von der jeweiligen Gemeinde bzw. dem jeweiligen Landkreis 

gegenüber dem Netzbetreiber für die Einräumung des Rechts zur Benutzung öffentlicher 



Verkehrswege für die Verlegung und den Betrieb von Leitungen, die der unmittelbaren 

Versorgung von Letztverbrauchern im Gemeindegebiet mit Energie dienen, erhoben. Die Höhe 

der Konzessionsabgabe richtet sich nach dem jeweils zwischen dem Netzbetreiber und der 

betreffenden Gemeinde bzw. dem betreffenden Landkreis nach Maßgabe von § 2 KAV 

vereinbarten Konzessionsabgabensatz. 

 

e) Die vom Übergangsversorger an den Netzbetreiber zu zahlende KWKG-Umlage nach § 12 

EnFG.  

Mit der KWKG-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbetreibern 

durch die Abwicklung der gesetzlichen Vorgaben zur Förderung der Stromerzeugung aus 

hocheffizienten Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen sowie zur Förderung des Ausbaus von 

Wärme- und Kältenetzen entstehen. 

Wenn der Kunde eine Privilegierung nach den Voraussetzungen des EnFG, z. B. §§ 21 bis 23, 

30 oder 37 EnFG in Anspruch nimmt, wird er den Übergangsversorger unverzüglich über Art 

und Umfang der Privilegierung in Kenntnis setzen und auf Verlangen des Übergangsversorgers 

einen Nachweis über die Berechtigung zur Inanspruchnahme der Privilegierung erbringen. Dies 

gilt entsprechend, wenn der Kunde verpflichtet ist, die KWKG-Umlage direkt an den jeweiligen 

Übertragungsnetzbetreiber abzuführen (z. B. bei einer Inanspruchnahme der Privilegierung für 

stromkostenintensive Unternehmen). Der Kunde wird den Übergangsversorger unverzüglich 

über diesbezügliche Änderungen informieren. Dies gilt insbesondere für den Wegfall der 

Privilegierungsvoraussetzungen. 

Der Übergangsversorger berechnet dem Kunden die KWKG-Umlage in der Höhe, in der sie dem 

Übergangsversorger vom Netzbetreiber für die Belieferung des Kunden in Rechnung gestellt 

werden. Etwaige Nachforderungen des Netzbetreibers, die z. B. aufgrund einer unzulässigen 

Inanspruchnahme der Begünstigungen nach §§ 21 bis 23 EnFG erfolgt sind, reicht der 

Übergangsversorger an den Kunden weiter. Etwaige Rückerstattungen des Netzbetreibers, die 

z. B. auf einer nachträglichen Gewährung der Begünstigungen nach §§ 21 bis 23 EnFG beruhen, 

erstattet der Übergangsversorger dem Kunden. Dies gilt entsprechend bei Nachforderungen 

oder Begünstigungen nach § 37 EnFG, sofern der Kunde die KWKG-Umlage nicht nach § 12 

Abs. 2 EnFG direkt an den Übertragungsnetzbetreiber zahlt. 

 

f) Den vom Übergangsversorger an den Netzbetreiber zu zahlenden Aufschlag für besondere 

Netznutzung nach der Festlegung der BNetzA (Az. BK8-24-001-A). 

Der Aufschlag für besondere Netznutzung enthält die Kosten, die mit der § 19-StromNEV-

Umlage ausgeglichen werden sollen, sowie den Aufschlag für besondere einspeiseseitige 

Netznutzung nach der Festlegung der BNetzA (Az. BK8-24-001-A). 

Mit der § 19-StromNEV-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den 

Übertragungsnetzbetreibern aus der Verpflichtung entstehen, nachgelagerten Netzbetreibern 

Erlöse zu erstatten, die diesen entgehen, weil sie bestimmten Letztverbrauchern mit 

atypischem Verbrauchsverhalten oder besonders hohem Stromverbrauch nach § 19 Abs. 2 

StromNEV reduzierte Netzentgelte anbieten müssen. 

In die § 19-StromNEV-Umlage werden derzeit die Kosten, die mit der Wasserstoffumlage nach 

§ 118 Abs. 6 Satz 9 bis 11 EnWG ausgeglichen werden sollen, eingerechnet. Mit der 

Wasserstoffumlage werden Kosten ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbetreibern durch 

die Abwicklung der gesetzlichen Vorgaben zur Förderung der Wasserstofferzeugung durch 

Wasserelektrolyse entstehen. 

Mit dem Aufschlag für besondere einspeiseseitige Netznutzung werden die Kosten 

ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbetreibern aus der Wälzung EE-bedingter Mehrkosten 

durch nachgelagerte Netzbetreiber entstehen. 



Der Kunde trägt die einzelnen Umlagen bzw. Aufschläge, die derzeit gemeinsam als Aufschlag 

für besondere Netznutzung erhoben werden. 

 

g) Die vom Übergangsversorger an den Netzbetreiber zu zahlende Offshore Netzumlage nach § 

17f EnWG i. V. m. § 12 EnFG.  

Die Offshore-Netzumlage gleicht Teile der Kosten aus, die den Übertragungsnetzbetreibern 

durch Entschädigungszahlungen nach Maßgabe von § 17e EnWG an Betreiber von 

betriebsbereiten Offshore-Windenergieanlagen in Folge von Störungen oder Verzögerungen 

der Netzanbindung dieser Anlagen entstehen sowie u. a. auch Offshore-Anbindungskosten 

nach § 17d Abs. 1 EnWG, den §§ 17a und 17b EnWG in der bis zum Ablauf des 28.12.2023 

geltenden Fassung sowie die Kosten nach § 17f Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 EnWG und des 

Flächenentwicklungsplans nach § 5 WindSeeG. 

Wenn der Kunde eine Privilegierung nach den Voraussetzungen des § 17f EnWG i. V. m. §§ 12, 

21 ff. EnFG in Anspruch nimmt, wird er den Übergangsversorger unverzüglich über Art und 

Umfang der Privilegierung in Kenntnis setzen und auf Verlangen des Übergangsversorgers 

einen Nachweis über die Berechtigung zur Inanspruchnahme der Privilegierung erbringen. Dies 

gilt entsprechend, wenn der Kunde verpflichtet ist, die Offshore-Netzumlage direkt an den 

jeweiligen Übertragungsnetzbetreiber abzuführen (z. B. bei einer Inanspruchnahme der 

Privilegierung für stromkostenintensive Unternehmen). Der Kunde wird den 

Übergangsversorger unverzüglich über diesbezügliche Änderungen informieren. Dies gilt 

insbesondere für den Wegfall der Privilegierungsvoraussetzungen. 

Der Übergangsversorger berechnet dem Kunden die Offshore-Netzumlage in der Höhe, in der 

sie dem Übergangsversorger vom Netzbetreiber für die Belieferung des Kunden in Rechnung 

gestellt wird. Etwaige Nachforderungen des Netzbetreibers gegen den Übergangsversorger, 

die aufgrund einer unzulässigen Inanspruchnahme der Begünstigungen nach Satz 3 entstanden 

sind, reicht der Übergangsversorger an den Kunden weiter. Etwaige Rückzahlungen des 

Netzbetreibers an den Übergangsversorger, die auf einer nachträglichen Gewährung der 

Begünstigungen nach Satz 3 beruhen, erstattet der Übergangsversorger dem Kunden. Dies gilt 

entsprechend bei Nachforderungen oder Begünstigungen nach § 17f EnWG i. V. m. § 12, § 37 

EnFG, sofern der Kunde die Offshore-Netzumlage nicht nach § 17f EnWG i. V. m. § 12 Abs. 3 

EnFG, direkt an den Übertragungsnetzbetreiber zahlt. 

 

2.4. Zusätzlich zahlt der Kunde die Stromsteuer. 

Ist der Kunde Letztverbraucher, schuldet er dem Übergangsversorger grundsätzlich den vollen 

Steuersatz. 

Sofern der Kunde geltend macht, dass er zu einer stromsteuerbefreiten oder -ermäßigten 

Stromentnahme berechtigt ist, wird er dies dem Übergangsversorger spätestens drei 

Werktage nach Erhalt des Begrüßungsschreibens durch Vorlage einer Kopie des 

Erlaubnisscheins gemäß §§ 4 Abs. 1 bzw. 9 Abs. 4 StromStG nachweisen. Der 

Übergangsversorger ist nicht verpflichtet, die stromsteuerrechtliche Situation des Kunden zu 

prüfen oder in Erfahrung zu bringen. Wird der Kunde Versorger i. S. d. StromStG, gelten die 

vorstehenden Sätze 3 und 4 entsprechend. 

Einen späteren Wegfall der Befreiung, Begünstigung oder Versorgerstellung teilt der Kunde 

unverzüglich mit. Ab dem Zeitpunkt des Wegfalls erhöht sich das vom Kunden zu zahlende 

Entgelt um die Stromsteuer in der bei Belieferung jeweils geltenden Höhe.   

Ist der Kunde Versorger i. S. d. § 2 Nr. 1, §§ 4 und 5 StromStG, wird er dem Übergangsversorger 

unverzüglich nach Beginn der Übergangsversorgers eine Kopie des Erlaubnisscheins gemäß § 

4 Abs. 1 StromStG vorlegen. Er wird dem Übergangsversorger einen Wegfall seines 

Versorgerstatus, z. B. durch einen Widerruf der Versorgererlaubnis, unverzüglich anzeigen. Ab 



dem Zeitpunkt des Wegfalls des Versorgerstatus erhöht sich das vom Kunden zu zahlende 

Entgelt um die Stromsteuer in der bei Belieferung jeweils geltenden Höhe. 

 

2.5. Ist eine nach diesem Vertrag vom Kunden zu tragende Steuer, Abgabe, Umlage oder sonstige 

hoheitlich auferlegte Belastung negativ, reduziert sich das für die gelieferte Energie zu 

zahlende Entgelt in entsprechender Höhe. 

 

2.6. Zusätzlich fällt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 2.1 bis 2.4 die Umsatzsteuer in der jeweils 

geltenden Höhe an. Die derzeitige Höhe der Umsatzsteuer ergibt sich aus Ziffer 1.10. 



 

 

Stand: 01.03.2023 1

 

 

 

 

 

 

 

 

Stadtwerke Bernau GmbH 

Registergericht: Amtsgericht Frankfurt (Oder) HRB 827 

16321 Bernau bei Berlin, Breitscheidstraße 45  

Telefonnummer: 03338 / 61-399 

Vertretungsberechtigter Geschäftsführer: Detlef Stöbe  

Aufsichtsratsvorsitzender: Daniel Sauer 

 

Anhang: Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten 
 
Die DS-GVO sieht u. a. Informationspflichten bei der Erhebung personenbezogener Daten (alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder iden-
tifizierbare natürliche Person beziehen) vor. Beim Abschluss und der Erfüllung von Verträgen werden gegebenenfalls nicht nur Daten unseres Kunden 

selbst erhoben, sondern z. B. auch von dessen Mitarbeitern, Dienstleistern oder Erfüllungsgehilfen (nachfolgend „sonstige Betroffene“ genannt), etwa 
im Rahmen der Benennung als Ansprechpartner. Gerne möchten wir Sie daher als unseren Kunden oder als sonstigen Betroffenen über die Verarbeitung 

Ihrer personenbezogenen Daten sowie Ihre Rechte aus der DS-GVO informieren. Diese Information gilt nicht für die Verarbeitung von Daten, die keinen 
Personenbezug (s.o.) aufweisen. 

1.  Wer ist für die Verarbeitung meiner personenbezogenen Daten verantwortlich und an wen kann ich mich bei Fragen wenden? 
Verantwortlicher im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen zum Datenschutz (z. B. DS-GVO) für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ist: 

Stadtwerke Bernau GmbH, Breitscheidstraße 45, 16321 Bernau bei Berlin, Fax: 03338 / 61-380, E-Mail-Adresse: sekretariat-gf@stadtwerke-bernau.de, 
Telefon: 03338 / 61-309. Unser Datenschutzbeauftragter steht Ihnen für Fragen zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten unter Stadtwerke 

Bernau GmbH, Breitscheidstraße 45, 16321 Bernau bei Berlin, E-Mail-Adresse: datenschutz@stadtwerke-bernau.de gerne zur Verfügung. 

2. Welche Arten von personenbezogenen Daten werden verarbeitet? Zu welchen Zwecken und auf welcher Rechtsgrundlage erfolgt die Ver-
arbeitung? 

2.1  Wir verarbeiten folgende Kategorien personenbezogener Daten: 
 

 Daten unseres Kunden: 

 Identifikations- und Kontaktdaten (z. B. Familien- und Vorname, Adresse, Kundennummer, ggf. Firma, ggf. Registergericht und -nummer, ggf. 
ILN/BDEW-Codenummer, ggf. Vertragskontonummer), 

 Daten zur Identifikation der Verbrauchs- bzw. Einspeisestelle (z. B. Zählernummer, Identifikationsnummer der Marktlokation (Entnahme-
stelle)), 

 Verbrauchs- und Einspeisedaten, 

 Angaben zum Belieferungszeitraum, 

 Abrechnungsdaten (z. B. Bankverbindungsdaten) und 

 Daten zum Zahlungsverhalten 
 

Daten von sonstigen Betroffenen (z. B. Mitarbeiter, Dienstleister oder Erfüllungsgehilfen unseres Kunden): 

 Kontaktdaten (z. B. Familien- und Vorname, E-Mail-Adresse, Telefonnummer) und 

 Berufs- oder Funktionsbezeichnungen (z. B. Dipl.-Ing., Leiter Vertrieb). 
 
2.2 Die personenbezogenen Daten werden zu den folgenden Zwecken auf folgender Rechtsgrundlage verarbeitet: 

 Daten unseres Kunden zur Erfüllung des Vertragsverhältnisses mit unserem Kunden und die diesbezügliche Durchführung vorvertraglicher 
Maßnahmen auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO. 

 Daten unseres Kunden oder sonstiger Betroffener zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen (z. B. aus dem Messstellenbetriebsgesetz sowie 
wegen handels- oder steuerrechtlicher Vorgaben) auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. c) DS-GVO. 

 Daten unseres Kunden oder sonstiger Betroffener zur Wahrnehmung von Aufgaben, die im öffentlichen Interesse liegen (z. B. aus dem 

MsbG), auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. e) DS-GVO. 

 Daten sonstiger Betroffener zur Erfüllung des Vertragsverhältnisses mit unserem Kunden und der diesbezüglichen Durchführung vorvertrag-
licher Maßnahmen auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO, da die Erfüllung des Vertragsverhältnisses mit unserem Kunden und die 

diesbezügliche Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen sowohl unser berechtigtes Interesse als auch das unseres Kunden darstellt. 

 Daten unseres Kunden und sonstiger Betroffener zur Direktwerbung betreffend unseren Kunden auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-
GVO, da Direktwerbung unser berechtigtes Interesse darstellt. 

 Daten unseres privaten Kunden und sonstiger Betroffener gegebenenfalls auch zur Telefonwerbung und/oder zur E-Mail-Werbung auf 
Grundlage einer ausdrücklichen Einwilligung gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. a) DS GVO. Im Falle von Telefonwerbung gilt dies nur bezüglich unserer 

privaten Kunden (keine Gewerbebetreibende). Eine Einwilligung zur Telefonwerbung und/oder zur E-Mail-Werbung können Sie jederzeit uns 
gegenüber widerrufen. Der Widerruf ist zu richten an:  

Stadtwerke Bernau GmbH, Breitscheidstraße 45, 16321 Bernau bei Berlin, Faxnummer: 03338 / 61-384, kundencentrum@stadtwerke-ber-
nau.de. Der Widerruf der Einwilligung erfolgt für die Zukunft und berührt nicht die Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf erfolgten Verarbei-
tung.  

 Daten unseres Kunden zur Bewertung der Kreditwürdigkeit unseres Kunden auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO als vorvertragliche 
Maßnahme und Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO, da die Ermittlung der Kreditwürdigkeit unseres Kunden zur Minimierung von Ausfallrisiken unser 

berechtigtes Interesse darstellt. 

 In diesem Zusammenhang werden der Auskunftei CRIF Bürgel Frankfurt (Oder) GmbH, Carthausplatz 1, 15230 Frankfurt 
(Oder) und/oder SCHUFA Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden und/oder infoscore Forderungsmanagement 
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GmbH, Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden zur Ermittlung der Kreditwürdigkeit personenbezogene Daten zur Identifika-
tion unseres Kunden: Name, Anschrift, Geburtsdatum und Kundennummer sowie Daten über nicht vertragsgemäßes oder 

betrügerisches Verhalten übermittelt. 

 Die jeweilige Auskunftei verarbeitet die erhaltenen Daten und verwendet sie auch zum Zwecke der Profilbildung (Scoring), 

um Dritten Informationen zur Beurteilung Ihrer Kreditwürdigkeit zu geben. In die Berechnung der Kreditwürdigkeit fließen 
unter anderem Anschriftendaten unseres Kunden ein. 

3. Erfolgt eine Offenlegung meiner personenbezogenen Daten gegenüber anderen Empfängern? 
Eine Offenlegung bzw. Übermittlung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt – im Rahmen der unter 2. genannten Zwecke – ausschließlich gegenüber 

folgenden Empfängern bzw. Kategorien von Empfängern: Vorlieferanten, Netzbetreiber, Messstellenbetreiber, Bilanzkreisverantwortliche, Übertra-
gungsnetzbetreiber, Banken, Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, Auskunfteien und/oder Inkasso-Dienstleister, Abrechnungs- oder IT-Dienstleister, an-

dere Berechtigte (z. B. Behörden und Gerichte), soweit hierzu eine gesetzliche Verpflichtung oder Berechtigung besteht. 
 

4. Erfolgt eine Übermittlung meiner personenbezogenen Daten an oder in Drittländer? 
Eine Übermittlung Ihrer personenbezogenen Daten an oder in Drittländer oder an internationale Organisationen erfolgt nicht.  
 

5. Für welche Dauer werden meine personenbezogenen Daten gespeichert? 
Personenbezogene Daten werden zu den unter 2. genannten Zwecken solange gespeichert, wie dies für die Erfüllung dieser Zwecke erforderlich ist. 
Bestehen gesetzliche Aufbewahrungspflichten, insbesondere aus dem Handels- und Steuerrecht (§§ 147 AO, 257 HGB), sind wir verpflichtet, die Daten 

bis zum Ablauf dieser Fristen zu speichern. Zum Zwecke der Direktwerbung werden Ihre personenbezogenen Daten solange gespeichert, wie ein über-
wiegendes rechtliches Interesse unseres Unternehmens an der Verarbeitung nach Maßgabe der einschlägigen rechtlichen Bestimmungen besteht, längs-
tens jedoch für eine Dauer von zwei Jahren über das Vertragsende hinaus, oder bis Sie der Verarbeitung für Zwecke der Direktwerbung widersprechen 

oder eine hierfür erteilte Einwilligung widerrufen. 
 

6. Welche Rechte habe ich in Bezug auf die Verarbeitung meiner personenbezogenen Daten? 
Sie haben uns gegenüber insbesondere folgende Rechte hinsichtlich der Sie betreffenden personenbezogenen Daten: 

 Recht auf Auskunft über Ihre gespeicherten personenbezogenen Daten (Art. 15 DS-GVO), 

 Recht auf Berichtigung, wenn die Sie betreffenden gespeicherten Daten fehlerhaft, veraltet oder sonst wie unrichtig sind (Art. 16 DS-GVO), 

 Recht auf Löschung, wenn die Speicherung unzulässig ist, der Zweck der Verarbeitung erfüllt und die Speicherung daher nicht mehr erfor-
derlich ist oder Sie eine erteilte Einwilligung zur Verarbeitung bestimmter personenbezogener Daten widerrufen haben (Art. 17 DS-GVO), 

 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, wenn eine der in Art. 18 Abs. 1 DS-GVO genannten Voraussetzungen gegeben ist (Art. 18 DS-
GVO), 

 Recht auf Übertragung der von Ihnen bereitgestellten, Sie betreffenden personenbezogenen Daten (Art. 20 DS-GVO), 

 Recht auf Widerruf einer erteilten Einwilligung, wobei der Widerruf die Rechtmäßigkeit der bis dahin aufgrund der Einwilligung erfolgten 
Verarbeitung nicht berührt (Art. 7 Abs. 3 DS-GVO) und 

 Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde (Art. 77 DS-GVO). 
 

7. Ist die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben oder für einen Vertragsabschluss erforder-
lich? Besteht eine Pflicht, die personenbezogenen Daten bereitzustellen, und welche möglichen Folgen hätte die Nichtbereitstellung? 
Im Rahmen des Energielieferverhältnisses hat unser Kunde uns diejenigen personenbezogenen Daten (vgl. Ziffer 2) bereitzustellen, die für den Abschluss 
und die Durchführung des Vertragsverhältnisses und die Erfüllung der damit verbundenen vertraglichen Pflichten erforderlich sind. Dazu gehören der 

Natur der Sache nach auch Kontaktdaten von Mitarbeitern oder Dritten (z. B. Erfüllungsgehilfen oder Dienstleister), denen sich unser Kunde einvernehm-
lich mit diesen bedient. Ohne die erforderlichen Daten sowie gegenseitige persönliche Kommunikation mit den zuständigen Mitarbeitern – bzw. falls 

unser Kunde es wünscht, weiteren Dritten – kann das Vertragsverhältnis gegebenenfalls nicht abgeschlossen bzw. erfüllt werden. 
 

8. Erfolgt eine automatisierte Entscheidungsfindung einschließlich Profiling? 
Zum Abschluss und zur Erfüllung des Vertragsverhältnisses findet keine automatisierte Entscheidungsfindung einschließlich Profiling statt.  
 

9. Aus welchen Quellen stammen die verarbeiteten personenbezogenen Daten? 
Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen des Vertragsverhältnisses mit unserem Kunden von diesem oder von Ihnen erhalten. Wir 
verarbeiten auch personenbezogene Daten, die wir aus öffentlich zugänglichen Quellen, z. B. aus Grundbüchern, Handelsregistern und dem Internet, 

zulässigerweise gewinnen durften. Außerdem verarbeiten wir personenbezogene Daten, die wir zulässigerweise von Unternehmen innerhalb unseres 
Konzerns oder von Dritten, z. B. Netzbetreibern, erhalten. 

 

 

Widerspruchsrecht 

Sie können uns gegenüber jederzeit der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten für Zwecke der Direktwerbung ohne Angabe von Gründen wi-
dersprechen. Wir werden die personenbezogenen Daten nach dem Eingang des Widerspruchs nicht mehr für die Zwecke der Direktwerbung verarbeiten 
und die Daten löschen, wenn eine Verarbeitung nicht zu anderen Zwecken (beispielsweise zur Erfüllung des Vertragsverhältnisses mit unserem Kunden) 
erforderlich ist. 

Auch anderen Verarbeitungen, die wir auf die Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse i. S. d. Art. 6 Abs. 1 lit. e) DS-GVO liegt, oder 
auf ein berechtigtes Interesse i. S. d. Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO stützen (beispielsweise Übermittlungen von personenbezogenen Daten zum nicht ver-
tragsgemäßen oder betrügerischen Verhalten unseres Kunden an Auskunfteien), können Sie uns gegenüber aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen 
Situation ergeben, jederzeit unter Angabe dieser Gründe widersprechen. Wir werden die personenbezogenen Daten im Falle eines begründeten Wider-
spruchs grundsätzlich nicht mehr für die betreffenden Zwecke verarbeiten und die Daten löschen, es sei denn, wir können zwingende Gründe für die 
Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interessen, Rechte und Freiheiten überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen. 

Der Widerspruch ist an: Stadtwerke Bernau GmbH, Breitscheidstraße 45, 16321 Bernau bei Berlin, Fax-Nr.: 03338 / 61-384, E-Mail-Adresse: kundencent-
rum@stadtwerke-bernau.de zu richten. 


